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«Ich will nicht Staatsrat werden»
Der Sensler Oberamtmann Nicolas Bürgisser ist Mitglied der FDP. Dies zwar bereits seit einem Jahr, richtig bekannt wurde es jedoch erst an der
Parteiversammlung vomDonnerstag. Mit den FN spricht Bürgisser über seine Beweggründe für den Beitritt und seine politischen Ambitionen.

MIREILLE ROTZETTER

Nicolas Bürgisser, Sie haben
die CSP 2006 verlassen, weil
diese Sie nicht als Kandi-
daten für das Oberamt nomi-
nieren wollte. Weshalb sind
Sie wieder einer Partei
beigetreten?
Das war ein langer Prozess.

Für mich war jedoch immer
klar, dass ich wieder einer Par-
tei beitretenmöchte.

Weshalb haben Sie sich für
die FDP entschieden?
Ich habe in der FDP viele

Freunde, und ihr liberales Ge-
dankengut entspricht mei-
nem. Ich habe auch nicht das
Gefühl, etwas verändert zu ha-
ben. Als ich in den 1980er-Jah-
ren der CSP beitrat, war das
eine Mitte-rechts-Partei. Sie
wurde zunehmend linker, das
hat mir nicht mehr entspro-
chen. Da bin ich übrigens
nicht der Einzige, viele haben
die CSP deswegen verlassen.

Die CSP kam für Sie also
nicht mehr infrage. Wie war
es mit CVP und SVP?
Ich habe auch zu diesen Par-

teien gute Kontakte. Doch wie
gesagt, die FDP war mir am
nächsten.

Sind Sie auf die FDP zugegan-
gen, oder die FDP auf Sie?
Die Partei kam auf mich zu.

Sie hat mich schon seit länge-
rem umgarnt.

Sie sind der Partei bereits vor
einem Jahr beigetreten.
Weshalb haben Sie das nie
kommuniziert?
Ich denke nicht, dass das die

Leutewirklich interessiert. Vie-
le wussten es aber auch, zum
Beispiel der Staatsrat oder an-
dere Parteien. Die Parteizuge-
hörigkeit hat schlicht keinen
Einfluss auf meine Arbeit als

Oberamtmann. Wenn ich ein
Baugesuch erteile oder eine
Busse unterschreibe, hat das
nichts mit meiner Partei zu
tun. Und wenn mich andere
Parteien zu ihren Veranstal-
tungen einladen, besuche ich
diese natürlich nachwie vor.

Sie haben die CSP verlassen,
um Oberamtmann zu wer-
den. Jetzt sind Sie der FDP
beigetreten und liebäugeln
mit einem Grossratsmandat.
Sind Sie Opportunist?
Nein. Natürlich, um Gross-

rat zu werden, muss man auf
einer Liste stehen und das ist
einfacher als Parteimitglied.
Aber ichmuss nicht unbedingt
Grossrat werden, ich war das
ja schon zehn Jahre lang.
Es ist auch möglich, dass ich

mich nach meinem Rücktritt
als Oberamtmann 2016 ganz
aus der Politik zurückziehen
werde. Wir haben die Gross-
ratskandidatur noch nicht
besprochen.

Sie sind jedoch ein möglicher
Nachfolger von Grossrat
Ruedi Vonlanthen.
Wie gesagt, wir haben darü-

ber noch nicht gesprochen. Es
ist nicht sicher, dass ich tat-
sächlich als Grossrat kandidie-
ren werde.

Wie sieht es mit anderen
politischen Ämtern aus?
Ich will nicht Staatsrat wer-

den. Das fragenmich die Leute
immer. Aber ich will es wirk-
lich nicht.

Und Nationalrat?
Dieser Posten ist durch

Jacques Bourgeois besetzt. Die
FDP ist zu klein, um einen
zweiten Sitz zu erhalten.

Aber das Amt würde Sie
reizen?
Sehen Sie, diese Frage stellt

sich einfach nicht. Der Sitz ist
besetzt.Und ichbinnicht einer,
der in der Politik ganz nach
obenmuss. Grossrat undOber-
amtmann, beides hatmir gefal-
len, aber es gibt auch noch ein
Leben ausserhalb der Politik.

Wie sehen denn Ihre
beruflichen Ziele nach dem
Oberamtsmandat aus?
Wenn sie mich nehmen,

möchte ich gerne zurück an
die Gewerbliche und Indust-
rielle Berufsfachschule Frei-
burg. Dort habe ich zuvor
unterrichtet und das hat mir
sehr gut gefallen.
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«Es gibt auch noch
ein Leben ausserhalb

der Politik.»
Nicolas Bürgisser

Oberamtmann des Sensebezirks

CVP uneinig bei der Gastro-Initiative
Die CVP des Kantons Freiburg votiert für ein Nein zur öffentlichen Krankenkasse
und empfiehlt die Gastro-Initiative zur Annahme. Dies allerdings nur ganz knapp.
URS HAENNI

NEYRUZ «Es gibt keinen Graben
entlang des Links-rechts-
Lagers», sagte Nationalrat
Dominique de Buman, als er
der CVP-Delegiertenversamm-
lung am Donnerstagabend die
Volksinitiative «Schluss mit der
Mehrwertsteuer-Diskriminie-
rung des Gastgewerbes» vor-
stellte.Wie er erwähnte, hat die
CVP Schweiz zu dieser Vorlage
vor einer Woche Stimmfreiga-
be empfohlen.
Auch bei den CVP-Delegier-

ten des Kantons Freiburg kris-
tallisierte sichkeineeinheitliche
Meinung heraus. 70 Mitglieder
stimmten fürdieVorlage, 61da-
gegen und acht enthielten sich
der Stimme. Damit folgte eine
knappe Mehrheit den Voten de
Bumans. Dieser hatte in seinen
Ausführungen vier Punkte zu-
gunsten der Volksinitiative er-
wähnt:DieDiskriminierungdes
Gastgewerbes bei der Mehr-
wertsteuer sei eine Realität, die
Gastro-Branche sei zuletzt
schon durch andere Einschrän-
kungen stark betroffen gewe-
sen, sie sei als Tourismus- und
somit Exportbranche zu sehen,
und sie komme den Bedürfnis-
senderheutigenWirtschaft ent-
gegen. Allerdings machte de

Buman auch Schwächen aus.
So die drohenden Steuerausfäl-
le für den Bund von über 700
MillionenFranken.
In der Diskussion kam die

Frage auf, ob dieWirte eine tie-
fere Mehrwertsteuer auch an
den Kunden weitergeben wür-
de. De Buman sagte, der Präsi-
dent von Gastro Schweiz habe
ihm dies versprochen. Werde
dies nicht eingehalten, müsse
die soziale Kontrolle spielen.

Für das jetzige System
Eindeutiger war das Votum

der CVP-Delegierten bei der
Vorlage der öffentlichen Kran-
kenkasse. 107 der Anwesen-
den lehnten diese Idee ab, 27
befürworteten sie und fünf
enthielten sich der Stimme.
Die Abstimmung war klar,

obwohl die Kantonalpartei da-
zu eine kontradiktorische De-
batte veranstaltete. CVP-Na-
tionalrätin Christine Bulliard-
Marbach äusserte die Ansicht,
das heutige System sei leis-
tungsfähig, und 95 Prozent der
Krankenkassenprämien seien
auf die Gesundheitskosten
und nicht auf die Verwaltung
der Krankenkassen zurückzu-
führen. Bei einer öffentlichen
Kasse befürchtet sie die unge-
wissen Folgen. Sie ist zwar

auch der Ansicht, dass das
herrschende System nicht per-
fekt ist, Bundesrat Alain Berset
habe aber Verbesserungenmit
anderen Mitteln in Aussicht
gestellt, so Bulliard.
Demgegenüber war der ein-

geladene Befürworter einer
Einheitskasse, der Genfer SP-
Nationalrat Manuel Tornare,
der Meinung, die Krankenkas-
senprämien seien über längere
Zeit viel stärker gestiegen als
die Gesundheitskosten. «Das
jetzige System hat zu viele
Mängel», sagte er und erwähn-
te unter anderem die zu viel
einkassierten Prämien. Er prä-
zisierte, dass an die Stelle der
jetzigen Krankenkassen meh-
rere kantonale oder interkan-
tonale Kassen treten würden.
Die jetzigen Kassen könnten
sich weiterhin um die Zusatz-
versicherungen kümmern.

Schoenenweid gewählt
Die CVP-Delegiertenver-

sammlung wählte den Frei-
burger Grossrat André Schoe-
nenweid formell zum neuen
Präsidenten. Er war schon seit
einiger Zeit nominiert und
wurde mit Akklamation bestä-
tigt. Der abgetretene Präsident
Eric Menoud erhielt für seine
Verdienste eineWürdigung.

FDP hat Sympathie für Gastgewerbe
Eine grosse Mehrheit der FDP Freiburg hat viel Sympathie für die Initiative der
Gastwirte, aber kein Verständnis für eine Einheitskasse bei der Krankenversicherung.
ARTHUR ZURKINDEN

CHÂTEL-ST-DENIS Mit einem gros-
sen Mehr beschloss die Dele-
giertenversammlung der FDP
am Donnerstagabend die Ja-
Parole zur Volksinitiative
«Schluss mit der Mehrwert-
steuer-Diskriminierung des
Gastgewerbes». «Mir sind die
Beizer sympathischer als unse-
re Finanzdirektoren», schloss
Vincent Jacquat, Präsident der
FDP Stadt Freiburg, sein Refe-
rat über diese Initiative. Die Fi-
nanzminister brachte er ins
Spiel, weil der Bund bei einer
Reduktion derMehrwertsteuer
des Gastgewerbes von 8 auf 2,5
Prozent – gleich wie die Take-
aways – jährlich 700 Millionen
Franken, die AHV 75Millionen
unddie IV 40Millionen anEin-
nahmen verlieren würden.
«Wir haben nicht gesagt,

dass wir die Mehrwertsteuer
auf 2,5 Prozent senken wollen.
Wir wollen nur gleichbehan-
delt werden wie die Take-
aways», betonte Muriel Hau-
ser, Präsidentin von Gastro
Freiburg. Sie dachte dabei
nicht nur an das Gastgewerbe
selber, sondern auch an all je-
ne Erwerbstätigen, die tagtäg-
lich ihr Mittagessen in einem
Restaurant einnehmen und so

diskriminiert werden. Und sie
versprach, dass das Gastge-
werbe sich dagegen wehren
würde, sollte die Mehrwert-
steuer für Grundnahrungsmit-
tel erhöht werden. Sie wies
auch darauf hin, dass die 700
Millionen Franken bloss 1,23
Prozent der Bundeseinnah-
men ausmachenwürden.
Die grosse Mehrheit der An-

wesenden anerkannte die Un-
gerechtigkeit fürs Gastgewer-
be. Eine kleine Minderheit
schloss sich aber der FDP
Schweiz an, welche das Pro-
blem der unterschiedlichen
Steuersätze global lösen und
nicht für eine Branche eine
Ausnahme machen möchte,
weil dies andere Branchen da-
zu verleiten könnte, ebenfalls
solche Initiativen zu lancieren.

Nein zur Einheitskasse
Einstimmig ergriff die FDP

Freiburg die Nein-Parole zur
Einheitskasse in der Kran-
kenversicherung. Nationalrat
Jacques Bourgeois vermochte
die Anwesenden zu überzeu-
gen, dass sich das heutige Sys-
tem bewährt habe, eine Ein-
heitskasse aber ein bürokrati-
schesMonster gebären würde.
Dabei gab er auch zu beden-

ken, dass bei der Abschaffung

der drei Zonen Versicherte in
Randregionen monatlich bis
zu 60 Franken mehr für Prä-
mien aufbringen müssten.
«Der Staat ist nicht billiger, im
Gegenteil», meinte er.

«Gespräche, mehr nicht»
Didier Castella bestätigte,

dass die FDP mit den andern
bürgerlichen Parteien Gesprä-
che bezüglich der nationalen
Wahlen vom kommenden Jahr
führe, betonte aber, dass noch
kein Ergebnis erzielt worden
sei. «Wir wollen nicht die Na-
tionalratssitze der CVP und
der SVP angreifen, aber wir
wollen unseren Sitz verteidi-
gen», sagte er und machte
deutlich, dass es schwierig sein
werde, eine Einigung bezüg-
lich Listenverbindungen zu er-
zielen. Eine solche wird aber
die FDP sicher mit den Jungli-
beralen eingehen.
Wie der Präsident weiter

sagte, wird sich die FDP Frei-
burg dafür einsetzen, dass die
Steuern für Unternehmen ge-
senkt werden. Unter dem na-
tionalen und internationalen
Druck hätten andere Kantone
Erleichterungen beschlossen,
der Staatsrat jedoch habe trotz
Versprechen noch keine kon-
kreten Vorschläge gemacht.

Zur Person
Für CSP im Grossrat,
parteilos ins Oberamt
Nicolas Bürgisser war von
1996 bis 2006 Mitglied des
Grossen Rates als Vertreter
der CSP. Da diese ihn nicht
als Kandidaten für die
Oberamtswahlen 2006
nominieren wollte, verliess
er die CSP und kandidierte
parteilos. Mit Erfolg: Im
zweiten Wahlgang wurde er
im November zum Ober-
amtmann des Sensebezirks
gewählt. Verlief diese Wahl
noch knapp, wurde er 2011
umso deutlicher mit über 80
Prozent wiedergewählt.
Nicolas Bürgisser ist 1963
geboren und in Düdingen
aufgewachsen. Er lebt mit
seiner Familie in Giffers. mir


